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Bündnis für alternative, unabhängige und
fortschrittliche Kommunalpolitik
Im Mühlenbruch 4
45141 Essen, Tel. 32 38 00
www.essen-steht-auf.de
e-mail: vorstand@essen-steht-auf.org
 

Essen, den 30.07.2009

Essen steht AUF - Im Mühlenbruch 4 – 45141 Essen 
Stadtteilkonferenz Vogelheim

c/o Stakenholt 24

45356 Essen

Sehr geehrte Damen und Herren,


gerne beantworten wir Ihre Wahlprüfsteine. 

Leider ist eine gemeinsame Kandidatur der an der Fraktion DieLinke/DKP/AUF beteiligten Kräfte auf gleichberechtigter Grundlage nicht zustande gekommen. Deshalb kandidiert „Essen steht AUF“ wie auch DieLinke und die DKP allein.
Hier erhalten Sie die Standpunkte von „Essen steht AUF“ zu Ihren Wahlprüfsteinen.

Für weitere Nachfragen oder Gespräche stehen Ihnen gerne 
Dietrich Keil, Tel. 556323 (Ratsherr)
Bodo Urbat, Tel. 323800 (sachkundiger Bürger im Ausschuss für Umwelt, Verbraucherschutz Grün u. Gruga)
Gert Bierikoven, Tel. 680844 (Mitarbeiter in der Geschäftsstelle der Fraktion DieLInke/DKP/AUF)
zur Verfügung.

Wir hoffen auf gute Zusammenarbeit und wünschen der Stadtteilkonferenz Vogelheim eine erfolgreiche Arbeit. 

Mit herzlichen Grüßen
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Gert Bierikoven  

Wahlprüfsteine der Stadtteilkonferenz Essen-Vogelheim

 „Essen steht AUF“ ist ein überparteiliches Personenwahlbündnis für  Essen. Wir meinen, dass das Einmischen in die Kommunalpolitik am besten durch Zusammenschluss der Betroffenen und gemeinsames Handeln über Parteigrenzen hinaus in einer solidarischen Streitkultur möglich ist. Das schließt ein, dass unsere Mitglieder auch Mitglieder in Parteien sein können. 
Wir haben  kein umfassendes „Parteiprogramm“. Das, wofür wir stehen und wie wir handeln, kann man an unserer Praxis – immerhin 5 Jahre kritische Auseinandersetzung im Rat der Stadt und seinen Ausschüssen und Beiräten und mit der darin betriebenen Mehrheitspolitik - verfolgen und in unseren Veröffentlichungen, zur Kommunalwahl in unserem Wahlaufruf und unserer Wahlzeitung sehen. 
In unserer Wahlzeitung heißt es: „Wer etwas verändern will, muss AUFstehen! Selbst noch so gut gemeinte Politik wird scheitern, wenn sie stellvertretend für die Menschen und vor allem über die Parlamente etwas verändern will. Nur wenn wir selber für unsere Bedürfnisse und Forderungen einstehen, wird sich etwas verändern.“ Insofern werden wir keine Ihrer Forderungen „durchsetzen“ und keinen Missstand „verhindern“. Wir werden  die betroffenen Menschen zur Aktivität ermuntern und sie im gemeinsamen Kampf unterstützen. Darum haben wir uns in den vergangenen Jahren, ab Mitte 2006 in der Fraktionsgemeinschaft mit Der Linken und der DKP bemüht. 

1) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl zum Schutz der Bevölkerung Zwangswege für den LKW-Verkehr durch das Stadtgebiet durchsetzen?

Nachdem sich Harmuth gegen unseren gemeinsamen Protest und nun auch noch ALBA auf dem Econova-Gelände angesiedelt haben und am Stadthafen mehrere Logistikunternehmen ihren Standort haben, wird die Belastung für die Bewohner in Vogelheim (Hafenstraße, Vogelheimer Straße) und in Dellwig (Haus-Horl-Straße, Levinstraße, Weidkamp bis hin zum Ellenbogen in Borbeck) unerträglich. Deshalb ist ein Verkehrskonzept notwendig, das die LKW-Ströme aus den Wohngebieten heraus hält, Schleichwege verhindert und Ruhezonen schafft. Es muss aber auch bei der Gewerbeansiedlung gesteuert werden, damit sich auf Econova und am Stadthafen nicht weitere die Straßen mit starkem LKW-Verkehr belastende Unternehmen ansiedeln. 

Auch für andere  belastete Stadtgebiete sind Verkehrskonzepte aufzustellen.

Die Leitgedanken müssen sein: Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene; den verbleibenden  LKW-Durchgangsverkehr aus den städtischen Straßen heraushalten und über die Autobahnen leiten; den LKW-Lieferverkehr über bestimmte Straßen wie die Gladbecker Straße, Bottroper Straße leiten; verstärkt Straßen für  durchfahrende und nicht anliefernde LKWs sperren.  

2) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl einen verstärkten Personaleinsatz an Problemschulen (z. B. Sozialarbeitern, Sozialpädagogen) durchsetzen?

Wir treten für die Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen vor allem im Sozial-, Bildungs- und Pflegebereich und im Umweltschutz ein und schlagen vor, dafür ein Sofortprogramm aufzustellen. Um mehr Arbeitsplätze zu schaffen, ist eine Kernforderung die Verkürzung der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich. Der Begriff „Problemschule“ widerstrebt uns, weil das Problem nicht die Schulen und schon gar nicht die Jugend, sondern die gesellschaftlichen Verhältnisse sind. (Keine Aussicht auf einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz, das Abwälzen gesellschaftlicher Aufgaben auf die Familien, die dadurch überfordert sind u. a.) Hier ist der Norden klar benachteiligt bzw. steht bildungspolitisch vor großen Herausforderungen, vor denen die etablierten Rathausparteien kneifen. Mehr sozialpädagogisches Personal ist deshalb unbedingt zu fordern. Wir befürworten kleinere Klasse, wozu mehr Lehrer eingestellt werden müssen. Wir fordern die Entwicklung integrierter Gesamtschulen. 

3) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl eine deutliche Personalaufstockung im allgemeinen sozialen Dienst durchsetzen?

Dafür setzen wir uns ein. In der Integrationspolitik, in der Jugendpolitik hat in unseren Augen die Stadtpolitik völlig versagt. Hier ist zu investieren, nicht zu sparen, schon gar nicht beim Personal. Wir haben uns in den letzten Jahren gegen Stellenabbau und –ausgliederung wie bei der Jugendhilfe gGmbH eingesetzt.

4) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl einen weiteren Abbau in der Kinder- und Jugendarbeit verhindern?

Auch dafür setzten wir uns ein und werden es weiter tun. Das fängt bei dem Kampf gegen den „Masterplan Sport“ mit seinen Sportplatz- und Bäderschließungen an und hört beim Kampf für den Erhalt des Jugendzentrums  Papestraße bzw. für einen vollwertigen Ersatz dafür statt einer Verlagerung in die völlig ungeeignete Pleitehalle in der Weststadt noch lange nicht auf.

5) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl durchsetzen, dass der offene Ganztag an Grundschulen, dem Ratsbeschluss folgend mindestens Hortstandard erreicht?

Wir haben die Initiative gegen die Schließung der Horte unterstützt bzw. darin mitgearbeitet, weil die Stadt mit dem offenen Ganztag ein Sparprogramm und eine Senkung der Standards auf Kosten der Kinder im Primarbereich durchzieht.  Unser Ratsherr und schulpolitischer Sprecher der Fraktion Dietrich Keil hat klar gegen die Dreiklassenteilung des Offenen Ganztags in A-, B- und C-Schulen Position bezogen, die für einen Großteil der Kinder einen Rückschritt bedeutet gegenüber dem Standard von Betreuung und Förderung in den Horten. Unser Kandidat Hartwig Mau, ehemaliger Grundschullehrer, sagt in unserer Wahlzeitung: „Wir brauchen Ganztagsschulen, die die Schüler nicht nur verwahren und von einem Test zum anderen treiben, sondern sie gezielt fördern und in denen auch Sport und Spiel, Musik und Kunst zu ihrem Recht kommen. Das Geld dafür darf aber nicht wieder den Eltern aus der Tasche gezogen werden.“ 

6) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl einen Bau der Autobahn A52 durch das Stadtgebiet verhindern?


Verhindern muss und wird das der gemeinsame Widerstand. „Essen steht AUF“ ist dabei. Die A52 schneidet eine Schneise durch die Stadt, von der eine weitere Belastung des Stadtklimas mit u. a. CO² und Feinstaub ausgeht. Sie würde neue Verkehre in einem Umfang generieren, zu dem Entlastungen etwa für die Gladbecker Straße in keinem Verhältnis stehen. Wir halten eine weitere Nord-Süd-Verbindung der Autobahn für nicht notwendig. Für die Stadt Essen und ihre Bewohner wäre sie von Schaden. Wir setzen uns strikt gegen den Weiterbau der A52 ein und unterstützen die Bürgerinitiative „Stopp A52“. 

7) Wird Ihre Partei nach der Kommunalwahl umgehend die Missstände durch das Kibiz beseitigen?


„Essen steht AUF“ unterstützt die NRW-weite Initiative gegen Kibiz, in der einige unserer Mitglieder mitarbeiten. Kibiz soll wie immer Kosten senken. Das geht aber auf Kosten der Kinder, und ihrer Erzieherinnen! Unsere Mitglieder waren auch beteiligt an einer Demonstration gegen Kibiz in Düsseldorf mit Kundgebung vor dem Bildungsministerium und vor dem Landtag. In die Zukunft der Kinder und Jugend muss investiert werden, statt daran zu sparen.

